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Hindenburg an Wilhelm II.
Der preußiſche Miniſterpräſident Ströbel hat vor

einiger Zeit in einer s Volksverſammlung Mit
teilung davon gemacht, daß die Regierung einen Brief
Hindenburgs an Wilhelm II. beſitzt, der den
Feld marſchall gar nicht als den in der Politik indiffe
renten Soldaten erſcheinen laſſe, ſondern vielmehr ſeine
erzreaktionäre Geſinnung rzerge Dieſer Brief, der
nach Ströbels Ausſage die r zum Sturze
Bethmann Hollweg geweſen iſt, wird nun in der
„Republik“ im Wortlaut veröffentlicht:

Hindenburg boantwortet Wilhelm II. am 27. Juni
1917 die Ueberſendung der Jnformation des ruſſiſchen
Polen v. Kunowski und eines Ausſchnittes aus der „Frei-
ſinnigen Zeitung“. Die Information behandelt die Aus
ſichten eines Friedensſchluſſes mit Rußland und
das Hindernis das die Perſon des Reichs
kanzlers bei einem eventuellen Friedensſchluß mit den
Weſtmächten bilden würde. An ſich beſtehe gegen den
Kanzler keine beſondere Abneigung. (Die „Freiſinnige
Zeitung“ hatte erklärt, daß der Kanzler ſeſter denn je im
Sattel ſitze.)

Hindenburg charakteriſiert nun das Verhalten der Ber
liner Preſſe gegenüber Bethmann Hollweg, wobei er betont,
daß die großen rechtsſtehenden und die parteiloſen
Blätter ſich in mehr oder weniger ſchroffen Gegenſatz zum
Kanzler ſtellen, während einzelne große ſozialdemo-
kratiſche und linksliberale Blätter, die
Bethmann Hollweg bis dahin geſtützt
hatten, nun nach einem Kanzlerwechſel zu ſtreben be
ginnen. Dieſen Wechſel erklärt Hindenburg mit dem
Zweifel der linken Preſſe, ob der Kanzler ihren Wünſchen
nach dem Parlamentarismus entgegenkommen würde.

Eine Mehrheit für die Politik des Kanzlers beſtehe
trotz der Zuſtimmung des Reichstags zu

ſeiner letzten Rede, und der Feldmarſchall erklärt ſeine
Ueberzeugung, daß die Führer der rechts ſtehenden
Parteien ſeine Meinung teilten. Jm Zuſammenhang da
mit empfiehlt er nun Wilhelm II., Fühlungnahme mit den
politiſchen Führern des Volkes zu ſuchen. Dadurch würde
offenbar, daß der Kaiſer dem Volke ein größeres Maß von
Mitarbeit an den Volksgeſchicken zugeſtehe, daß aber ande
rerſeits „die Grenzen feſtſtehen“. Hindenburg ver
ſpricht ſich von dieſer Fühlungnahme eine Beſcheidung der
linken, ein größeres Zutrauen der rechten Parteien. (Be
kanntlich hat der Kaiſer dieſer Anregung nach dem Rück
tritt Bethmann Hollwegs Folge geleiſtet und die Sozial
demokraten Ebert, Scheidemann und Dr. David im Salon
des Reichskanzlers Michaelis beim Tee kennen gelernt.)
Bethmann Hollweg wird die Schuld an
dieſer Zerriſſenheit der Parteien beige-
meſſen, da es ihm nicht gegeben ſei, klar umriſſene
Eniſchlüſſe zu faſſen und an ihnen feſtzuhalten. Wörtlich
heißt es in dem Brief:
„Seider haben die Hoffnungen, die an Euer Majeſtät
Oſterbotſchaft geknüpft wurden, nämlich, daß der Partei
hader aufhören würde, ſich nicht erfüllt. Die Zerriſſenheit
iſt größer als vordem. Auf der einen Seite iſt die Begehr
lichkeit der politiſchen Führer geſtiegen, ſie hoffen mit dem
kleinen Finger die ganze Hand zu erraffen: auf der anderen
Seile ſind die Befürchtungen, daß es auf dieſer Bahn
weiter, als es für den Staat gut iſt, gehen wird, geſtiegen.
Daß dieſe Folgen eingetreten ſind, iſt meines Erachtens
lediglich dem Umſtand zuzuſchreiben, daß es dem
Kanzler nicht eigen iſt, klar umriſſene Ent
ſchließungen zu faſſen, ſiein feſter Form zu
vertreten und an dieſen Entſchließungen
unverrückbar feſtzuhalten.

Eine enge Fühlungahme Euer Majeſtät mit den
politiſchen Führern wird dieſes lehren, daß zwar Euer
Majeſtät gewillt ſind, dem Volke ein größeres Maß von
Mitarbeit an den Geſchicken des Landes zuzugeſtehen, daß
aber die Grenzen feſtſtehen. Dann werden die linken Par
teien ſich beſcheiden, die rechten aber werden ſehen, daß der
beſchrittene Weg nicht in den Abgrund führt. Beide werden
von der Kritik ablaſſen und ſtatt deſſen poſitiv mitarbeiten.
Euer Majeſtät werden aber aus einer ſolchen Fühlung-
nahme m. E. die Ueberzeugung gewinnen, daß die
rechten Parteien noch immer die Vertreter des
jenigen Teiles des Volkes ſind, der auch jetzt noch am
eheſten und ohne Forderungen bereit iſt, ſelbſtlos für Euer

'ausgfüllt.

Majeſtät bis zum ketzten einzuſtehen, mögen auch ſeine
Führer im Feſthalten am Beſtehenden und Betonen ihres
Standpunktes manchmal zu weit gegangen ſein.

Ferner legt Hindenburg dar, daß die ſozialdemokratiſche
Stockholmer Konferenz als eine von der deut
ſchen Regierung gewünſchte und begünſtigte Veranſtaltung
angeſehen werde, dadurch die internationalen ſozialdemo-
kratiſchen Tendenzen verſtärkt und das Anſehen des
monarchiſchen Staates im Jnnern ſchwer ge
ſchädigt habe. Schließlich äußert ſich der Feldmarſchall
noch ſpeziell über die Sozialdemokratie in Deutſchland:

„Geſtatten Eurer Majeſtät mir noch ein Wort über die
Sozialdemokratie. Die ſozialdemokratiſchen Tendenzen
ſind in Wahrheit bei weitem nicht ſo verbreitet, als es nach
dem Auftreten ihrer Führer und der Rückſicht, die ſie ge
nießen, angenommen werden kann. Zu Beginn des
Krieges ſagte ſich der ſozialdemokratiſche
Teil der arbeitenden Bevölkerung über-
haupt von ſeinen Führern los, ſo daß dieſe
einlenken mußten. Leider übernahm es die Re-
gierung nicht, ihrerſeits nun die Führung zu übernehmen.
Die führerloſe Maſſe iſt dann allmählich wieder in die
Hand der ſozialdemokratiſchen Häupter gekommen, aber es
ſind heute mehr denn je „Mitläufer“. Gefährliche An
zeichen des Wachstums ſind aber ſchon vorhanden. Die
ſozialdemokratiſche Arbeitsgemeinſchaft hetzt die niedrigſten
Jnſtinkte auf, und die ſozialdemokratiſche Mehrheit iſt ge-
zwungen, um nicht an Einfluß zu verlieren, ebenfalls alle
Forderungen ihres Anhangs, mögen ſie noch ſo albern und
ungerecht ſein, zu vertreten. Wenn ſomit eine ſozialdemo
kratiſche Gefähr zurzeit noch nicht beſteht, ſo iſt es doch
hohe Zeit, daß die Regierung die Zügel
ſtraffer nimmt. Die ſchwerſte Sorge iſt augenblick-
lich das Sinken der Stimmung im Volke. Sie
muß gehoben werden, ſonſt verlieren wir
den Krieg. Auch unſere Bundesgenoſſen bedürfen
einer ſtarken Rückenſtärkung, ſonſt iſt die Gefahr vor-
handen, daß ſie abfallen. Dazu gilt es im Jnnern die
ſchwierigſten wirtſchaftlichen und für die Zukunft bedeut
ſamſten Fragen zu löſen, die Ernährungspolitik, Vorbe-
reitung der Umſtellung in die Friedenswirtſchaft uſw. Es
entſteht die Frage, ob der Kanzler zur Löſung
dieſer Fragen und ſie müſſen richtig gelöſt werden,
ſonſt ſind wir verloren imſtande iſt.“

Der Gegenſatz der Weſtmächte zu Wilſon
Berlin, 23. Dezember.

Als Grund für die Verlegung der interalliierten Friedens
konferenz gibt das „Echo de Paris“ an, daß Lloyd George nach
den Wahlen mit der inneren Lage und dem Ausbau des Kabi-
netts beſchäftigt ſei. Der wahre Grund dürfte jedoch ſein, daß
den Politikern der Weſtmächte die perſönliche Anweſen-
heit Wilſons bei der Konferenz unerwünſcht iſt, die des
halb immer weiter hinausgeſchoben wird, bis der ab
reiſen muß. Wilſon iſt jetzt eine Woche in Paris und hat in
dieſer Zeit gerade eine halbe Stunde mit Elemenceau ſprechen
können, ſeine übrige Zeit war mit Repräſentationspflichten

Es iſt unverkennbar, daß gerade in der Frage des
Völkerbundes der Gegenſah zwiſchen der Entente und
Wilſon immer größer wird. Dieſer Gegenſatz wird in
Form einer verſteckten Preßfehde ausgefochten. Dieſer Tage
ließ Wilſon durch ſeinen Sekretär erklären, daß ihm die Jdee
des Völkerbundes ſehr am Herzen liege. Tags darauf meldeten
alle Pariſer Zeitungen aus Waſhington, daß die amerikaniſche
Meinung den Völkerbund für eine Frage zweiten Grades halte,
die erſt nach dem Friedensſchluß zur Vern komme.
Ebenfalls erfährt man über Waſhington, daß zwiſchen Ver-
tretern der Entente einerſeits und Hoover andererſeits Diffe
renzen über Wirtſchaftsfragen, namentlich auch
über die Verſorgung Deutſchlands mit Rohſtoffen und
Lebensmitteln beſtehen.

Was K. und S.-Räte angerichtet haben
Jn den Zeitungen der Stadt Gelſenkirchen findet ſich

folgende amtliche Bekanntmachung:
„Butter verſorgung in Gelſenkirchen
Für die Weihnachtsverſorgung iſt es der Stadtverwal

tung leider nicht möglich, der Bevölkerung Butter zuzu
teilen, da die für den hieſigen Stadtbezirk beſtimmten
170 Zentner Butter von Mitgliedern oder Beauftragten des
Arbeiter- und Soldatenrats in Haltern „be-
ſchlagnahmt“ und dort verteilt worden ſind.

An Stelle der uns geraubten Butter kann nur Mar
garine verteilt werden.

Die Einleitung des Strafverfahrens gegen die
Schuldigen habe ich beantragt.

Gelſenkirchen, den 18. Dezember 1918.
Der Oberbürgermeiſter J. V.: von Wedelſtaedt.“

in der Nacht

Blntige Weihnachten in Berlin
Unerhörte Vorgänge haben ſich dieſer Tage in Berlin

abgeſpielt, die Regierung wurde zweimal von Meuterern
feſtgeſetzt, der Stadtkommandant wurde nach einem
blutigen Straßenkampf auf dem Opernplatze gefangen fort
geſchleppt. Militär mit Geſchützen mußte aufmav-
ſchieren. Selbſt unter der „Neuordnung“ der Zuſtände
durch die Revolution iſt das weit abenteuerlicher, als man
erwarten konnte. Und dieſe Ereigniſſe ſind ein neuer Be
weis, wie gänzlich hilf- und ratlos die Regierung iſt, trotz-
dem ſie alle öffentlichen Gebäude der inneren Stadt
Schloß, Marſtall, Reichskanzlei, Univerſität, Bibliothek,
Kronprinzenpalais uſw. durch Schutzwachen mit Ma-
ſchinengewehren „geſichert“ hat. Die ſogenannte Volks
marine-Diviſion übt eine Schreckensherrſchaft in der
Reichshauptſtadt aus, gegen die die Regierung nicht mehr
aufkommt. Wie in vielen anderen Städten, ſo haben auch
in Berlin Abordnungen der Kieler meuteriſchen Seeleute
die Aufreizung der Garniſon zur Revolution beſonders
unterſtützt, und bald wurde die Reichshauptſtadt die Sam-
melſtätte aller Matroſen, die bei hoher Löhnung ein faules
Daſein führen wollen. Die verwegenſten Elemente be-
finden ſich unter ihnen; bei den zahlloſen Verbrechen, Dieb-
ſtählen, Naub oder Mord, die jetzt in Berlin an der Tages
ordnung ſind, kommen Matroſen auffallend oft als Täter
in Frage, wohl gar ſolche des Sicherheitsdienſtes. Ent
rüſtetes Stadtgeſpräch bildet die wüſte Art, wie die Ma
troſen im Schloß hauſen. Die Soldaten der Berliner
Garniſon haben daher verlangt, daß dieſe Marineleute, die
das geſamte Militär in Mißachtung bringen, aus der Stadt
entfernt werden. Die Matroſen gehen aber einfach nicht,
ſondern verſtärken ſich immer mehr. Und die Regierung
wagt nicht einzuſchreiten, ſie verhandelt mit dieſen unge
betenen Gäſten und zahlt ihnen Tribut unter der Formel.
„rückſtändiger Löhne“. Dadurch hatte ſie von ihnen das
Verſ erhalten, daß ſie am 21. Dezember wenigſ
das ß räumen w t. „Unerhörte und umfangreiche
Diebfſtähle an Jnventarſtücken gaben“, nach amtlicher Erd
klärung, „die Veranlaſſung zur Stellung dieſer Bedin-
gung“. Anſtatt das Abkommen einzuhalten, erhoben die
Matroſen eine neue Forderung auf 800 000 Mark, die Sol
datenräte lehnten ſie als unbegründet, alſo als einen Er
preſſungsverſuch, ab, worauf Stadtkommandant Wels die
Auszahlung verweigerte.

Nicht mehr gewohnt, irgendwelches Recht und Anſehen
zu achten, griffen die Matroſen nun zum Schießeiſen, und
es kam vor der Kommandantur und vor der Reichskanzlet
zu Ereigniſſen, wie man ſie ſonſt wohl aus den Schreckens-
tagen amerikaniſcher Mulattenrepubliken berichtete. Am
Opernplatz kam es zu einem fvörmlichen Feuergefecht
zwiſchen nahezu tauſend Matroſen und der republikaniſchen
Soldatenwehr. Maſchinengewehre ratterten, Geſchoſſe
flogen bis in ferne Gebäude, und bald lagen zwei Tote und
ſechzehn Schwerverwundete auf dem Zeughausplatze. Der
Stadtkommandant wurde in der brutalſten Weiſe nach dem
Marſtall geſchleppt, vor den Leichen der Gefallenen be
ſchimpft und mit dem Tode bedroht und blieb bis in die
ſpäte Nacht hinein in ſtändiger Gefahr, kurzer Hand abge
tan zu werden.Faſt noch ernſter ſchien die Gefahr in der Wilhelm
ſtraße zu werden. Zweimal, am Nachmittag und am
Abend war die Regierung als Gefangene in den Händen
der meuteriſchen Matroſen. Als der Volksbeauftragte
Ebert dieſe zu beruhigen ſuchte, „ſchickten ſich ein paar
Heißſporne an, ihn herunterzuholen“, ſagt beſchönigend
ein halbamtlicher Bericht; und Barth hätte ſich beinahe
„körperliche Mißachtungen zugezogen“. Er allerdings von
Soldaten, die zu Hilfe gerufen waren. Eine ganze Kriegs
macht zog hier auf, um die Regierung zu ſchützen. Kurz
nach 8 Uhr drohte es zum äußerſten zu kommen, als vom
3. Garde-Feldartillerie- Regiment zwei Geſchütze mit der
Mündung nach den Torwegen des Vorgartens aufgefahren
wurden, das 1. Garde-Reſerve- Regiment trat mit Stahl-
helm und aufgepflanztem Bejonett in der Wilhelmſtraße
an, ſpäter rückte auch noch die 1. Garde-Kavallerie-Brigade
an. Ein lebhafter Woriwechſel, ein erregtes Hin und Her
ſchien die Einleitung zum Entſcheidungskampf zu bilden.
Aber die Regierung wagte nicht, ſchießen zu laſſen. Es
„gelang ihr nach mehrſtündigen Verhandlungen „eine
Einigung zu erzielen“. Das heißt, die Matroſen ſetzten ihre
Forderungen in vollem Umfange durch; die 800 000 Mark
wurden ihnen bewilligt und zugeſagt, daß ihre Di-
viſion auch in Zukunft beſtehen bleibt! Sie
können alſo weiter die Reichshauptſtadt und die Regierung
terroriſieren und Tribut erpreſſen. Und daß ſie dazu ge
willt waren, bewieſen ſie im ſelben Augenblick; denn ſie
zogen erſt ab, nachdem auch die Zurückziehung des Militärs
befohlen war. „Jch bitte Sie, dann abzuziehen“, lauteten
die bezeichnenden Worte Eberts, auf die aus den Reihen
ſeiner Schutztruppen der Ruf ertönte: „Und wer bürgt
dafür, daß die Matroſen nicht wiederkommen?“ Es mußten

weitere Verhandlungen ſtattfinden. Sie
waren erfolglos, daß ſich die Regierung endlich doch zu
ernſtem Vorgehen entſchloß. Und ſo erlebte Berlin den
blutigen Weihnachtsheiligenabend, der in ſeiner Geſchichte
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unvergeßlich ſein wird. Das Schloß und der Marſtall
ſind zerſchoſſen, 70 Tote zählten allein die Matroſen, als es
vormittags um 11 Uhr nach ſchweren Kämpfen zur Kapi-
tulation kam.

Jn früheren Jahren begannen die Weihnachtsartikel
der ſozialiſtiſchen Preſſe immer mit der Anklage gegen die
bürgerliche Geſellſchaft, daß dieſe das „Friede auf
Er den“ wohl immer im Munde führe, in Wirklichkeit
aber alle Kriege und beſonders den letzten verurſacht habe.
Nun aber hat die Sozialdemokratie, als der uns von außen
aufgezwungene Kampf beendet war, den Bürgerkrieg ent
feſſelt und ſich hierzu ausgerechnet den heiligen Weih
nachtsabend ausgeſucht. Sie hat damit wieder einmal be
wieſen, daß es ihr nicht um Frieden auf Erden zu tun iſt.

l m, mnQ ’””T„T

Eine politiſche Offiziers Organiſation?
Sine recht ſtark beſuchte Verſammlung von Offigzieren,

Sanitätsoffizieren und Militärbeamten befaßte ſich in Berlin
vor Weihnachten mit der Frage, ob neben dem Deutſchen Offi
zierBunde, der bisher jede politiſche Arbeit abgelehnt hat,
eine beſondere politiſche Offiziers Organi-
ſation zu ſchaffen wäre. Für eine ſolche, die „National
dverband Deutſcher Offiziere heißen ſoll, ſind bereits Vorberei-
tungen getrwoffen. Der Leiter des vorbereitenden Ausſchatſſez
Generalleutnant Vollbrecht bedauerte, daß die Verhand
kungen mit dem D. O. B. bisher vergeblich waren. Es ſei doch
wirklich keine Parteipolitik, die man vom D. O. B. verlange,
wenn man wünſche, daß er wenigſtens die drei politiſchen Forde
rungen offen vertreten ſoll:

1. Aufbau des großdeutſchen Nationalſtandes,
2. Schaffung einer deutſchen Wehrmwacht unter Erfaſſung der

geſamten Volkskraft,
8. Wiederherſtellung der Beſehlegewalt der Offiziere in

dieſem Volfsheeve.
Vorausſetzung für den Srfolg wirtſchaftlicher Beſtrebungen

el ſchließlich die Erfüllung dieſer politiſchen Forderungen
Wenn man gegen die Herven, die ſolche Wünſche durchſetzen
wollen, den Vorwurf dos Ehrgeigzes erhebe, ſo erwidern ſie: ſie
kennen nur einen Ehrgeiz, nämlich die Größe
des Vaterlandes, die Stetigkeit der Politik, Ruhe und
Ordnung. Leutn. d. L. Molkentin legte dar, daß man ja
gar keine Volks, ſondern eine Parteiregierung habe und daß
die Offiziere die Regierung nach ihren Anſchauungen mit zu
bilden helfen müßken, wobei der Grundſatz maßgebend ſein
müſſe, daß eine deutſche Regierung ſich nicht auf deutſchfrenide
Jnteveſſen, ſondern auf dos Bewußtſein eines ſtarken Deutſch

tums ſtützen müſſe. Erſt wenn eine Regierung in dieſem Sinne
geſtaltet iſt, könnten die Wünſche und Beſtrebungen der Offi
giere überhaupt erſt Ausſicht auf Erfolg haben. Darun ſei
Wwitrk iötig, nicht als Sache des Einzelnen ſondern einer ge
ſchloſſenen großen Macht.

Jn der Ausſprache ſtießen immer wieder die beiden
Gruppen aufeinander: die des D. O. B., die ſich ausſchließlich
auf wirtſchaftliche Beſtrebungen beſchränken will, und die andere,
die der Auffaſſung der Verſammlungseinberufer iſt. Dieſem
Zwieſpalt gegenüber wurde von einigen Seiten hervorgehoben,
daß beide Organiſationen bei der Verſchiedenheit ihrer Auf
gaben nötig und berechtigt ſeien. Man ſolle ſie grur bilden. Sie
könnten ſich ergänzen und jede auf ihrem Gebiete Erfolge er
reichen. Die politiſche Betätigung des Einzalnen, die ja jetzt
ſchon jedem frei ſtehe, mache keinen Eindruck auf eine Regierung
oder Partei. Trete ein großer politiſcher Bund auf den Kampf
platz, ſo würden ſeine Forderungen ganz andere Aufnahme fin
den. Von verſchiedenen Marineoffizieren wurde ein ſolcher
politiſcher Offizierbund geradezu als unentbehrliche politiſche
Schule gefordert, deren jetzt die Offi iere dringend bedürfen.
Kapitän z. S. Seeger dagegen konnte ſich von einer ſolchen
Organiſation doch nicht das erwarlete Schwergewicht der
ſprechen. Die Deutſchnationale Volkspartei
habe die Offizierforderungen aufgenommen.
Schlöſſen ſich die Offiziere beiſpielsweiſe dieſer Partei an, ſo
würde ein ſo großer Verband jedenfalls ausſichtsvoller werben
Können als ein Sonderbund. Hauplmann Aumann be-
merkte, daß ein politiſcher Offizierbund der Sauerteig für die
Parteien ſein ſolle, um durchzuſetzen, daß die Forde
rungen der Offiziere von ihnen mitver
treten und den Offizieren eine Anzahl von
Sätzen unker den Kandidaten für die Natio-
nalverſammlung zugebilligt werden. Den
Standpunkt des D. O. B. vertrat Oberſtleutnant Mühl
mann, der u. a. fragte, woher denn der O. B. die Gelder, die
doch jetzt für Witwen und Waiſen uſw. beſtimmt ſind, für eine
Wahlagitation nehmen ſolle Ein neuer Bund ſei überflüſſig,
unklug, unmöglich. Hauptmann v. Salz mann erklärte: Er
ſtehe heube als ein anderer da; er ſei ſoeben aus dem
Ausſchuß des D. O. B. ausgeſchieden. (Hört, hört!)
Warum? Weil der D. O. B. in die Politik eingetreten
ſei durch ſeinen Proteſt. Waffen und Ranggeichen ablegen
uſw.) Dieſer Proteſt verſpreche keinen Erfolg und ſei darum
unberechtigt. Die Vollsbeauftragten würden ihn ſich ſonſtwohin
hängen. Die Verſammlung widerſprach lebhaft der Auffaſſung
über die Berechtigung eines Proteſtes, wenn er keinen Erfolg
verſpreche. Mehrfach wurde dem Redner Berliner Tage
blatt entgegengerufen. Herr v. Salzmann bemerkte: auch
das „B. Tgbl.“ müſſe noch lernen und es werde noch in dag
Loch fallen, das es andern gegraben habe. Energiſch beſtritt er
die ihm in den Mund gelegte Aeußerung der deutſche Offigier

gehöre in die demokratiſche Vollsparde. Einer Neugründung
widerſprach er. Einigkeit ſei jetzt das nötigſte. Der D. O. B.
werde ſchon durch ſeine Größe eine politiſche Macht werden. Den
Offizieren gab er im übrigen den Rat, die Herren der Induſtrie
und des Handels, bei denen doch viele Offiziere Anſtellung fin
den könnten, nicht als Juden u beſchimpfen. Der Ruf zur
Einigkeit wurde in der Verſammlung ſehr ſtark. Auf Antrag
von L. d. R. Bredareck ſah man noch von der Neugrün-
dung ab und beſchloß erſt den D. O B. zu erſuchen, im Sinne
der erwähnten drei Forderungen allgemein nationalpolitiſch zu
arbeiten. Einige Herren des Ausſchuſſes wurden beauftragt,

mit dem D. O. B. u De T dec e e Ver
ſammlung hatten viele Offiziere aus un arine ge
wrochen. Ein Spartakusgenoſſe ſoll übrigens als Aufſeher im
Enaale geweilt ha

Arbeitsloſe in Großſtädten
W. T. B. teilt mit:
„Die Demobiliſation und die Stillegung von Be

trieben als Folge von Arbeits und r r hat die
Zahl der Arbeitsloſen in den Großſtädten
und beſonders in Berlin ins Ungeheuer-liche wachſen laſſen. Man rechnet für „Groß-Berlin
mit Einſchluß der vom Heeresdienſt Entlaſſenen mit etwa
400 000 Arbeiisloſen. Das für die Maſſen zurzeit auf
nahmefähigſte Arbeitsgebiet iſt fraglos die Land und
Forſt wirtſchaft mit ihrem Bedarf an Arbeitskräften
für Dreſch-, Meliorations und Holzſchlagarbeiten. Auch
wird ein ſehr großer Teil der Arbeitsloſen, beſonders viele
entlaſſene Heeresangehörige, die Arbeit in der Land und

Forſtwirtſchaft anderen Arbeits gelegenheiten vorziehen;
wiſſen ſie doch, daß ſie bei dieſer Betätigung vor allen
Dingen abſolut geſicherten Ernährungsmöglichkeiten ent-
gegenſehen können und nicht all den Zufälligkeiten und
Schwierigkeiten unterliegen, welchen die Großſtadt immer
ausgeſetzt fein wird.

Jn Würdigung dieſer Tatſachen, hat das Miniſterium
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ein Referat
„Arbeitsvermittlungsamt des Landwirt
ſchaftsminiſteriums“ eingerichtet, welches bereits
im engſten Zuſammenhang mit allen intereſſierten Stellen
(Behörden, land wirtſchaftlichen Körpreſchaften und Gewerk
ſchaften) Maßregeln ergriffen hat, um einerſeits die
Arbeitsmöglichkeiten feſtzuſtellen, andererſeits für die
Arbeitnehmer zeitgemäße Arbeitsbedingungen zu ſchaffen
und ſie ſchnellſtens an die ihnen zuſagenden Arbeitsſtellen
zu leiten. Zur Leitung dieſes Amtes iſt Herr Heine ins
Landwirtſchafts* iſterium berufen worden.“ Wer iſt
Herr Heine?

die preußiſchen wahlkreiſe
Jm „Stoatsanzeiger wird das Geſetz über die Wahlen zur

preußiſchen Nationalverſammkung veröffentlicht, deſſen weſent
liche Beſtienmungen bereits hier mitgeteilt wurden. Die Wahl
kveiseinteilumng iſt folgende:

e gerung
vom 1. De kreiſen ſind an

Nr. Je 1 Wahlkreis bilden: zember 1910 Abgeordneten
mit zu wählen:Einwohnern

1. die Provinz Oſtpreußen 2064 175 21
2. die Provinz Weſtpreußen 1708 474 17
z. die Stadt Berlin 2 071 257 214. die Reichstagewahlkreiſe Pots

dam e ſie zum Re
rerungsbegzi Potsdam geßoren 1 644 851 mder Reichstagewahlkreis Pots

dam 10, ſoweit er zum Re-
errune ezirke Potsdam gehöct 1 814 676 13

6. Regierungebezirk Frank
furt a. O. 1 2888 789 127. die Proving Pommern 1776 921 17

8. die Provinz Poſen 2009881 219. der Regierungsbezirk Breslau 1 841 308 18
10. der Regieruncgsbezirk Oppoln 2207 881 22
3 der r rer 1 176 588 12der icvungsbezi ag debur 1 248 o90 1213. die rn t rMerſeburg und Erfurt,

der zur Provinz Heſſen-Naſſau
örige Kreis Schmal-

gafden 1 884 846 1914. die Provinz Schſeswig-Holſtein 1 621 004 16
16. die Regierungsbezirke Aurich,

Stade und Osnabrück 1070 919 11
16. die Regierungsbezirke Hanno-

ver, Hildesheim, Lünebarg 1862 517 19
17. die Regierungsbe irke Münſter

und Minden, der zur Provinz
Heſſen-Naſſau gehörige Kreis

Schaumburg. 1 773 897 1818. der Regierungshezirk Arnsberg 2 399 849 24
19. die Provinz Heſſen-Naſſau ohne

die Kreiſe Schaumburg und
Schmalkalden, ferner der Koeis
Wetzlar vom Regierungsbezirke

Kohleng 22 189 822 2820. die Regierungsbezirke Köln und

Ag chen. 1 940 817 1021. die Regierungsbezirke Koblenz
und Trier P ernn t
Wetzlar. der Regierungs
Sigmaringen 1 7T71 884 1622. die Reichstagswahlkreiſe Düſſel

dorf 1-h, ſf a Regierungebezi ü gehören 1 820 508 1823. die Reichstagewahlkreife 6--12
des Regierungsbegirks Düſſel

dorf 1 997 229 ezuſammen 401
Provinz Sachſen

Deutſchnationale Volkspartei
Aufſtellung der Kandidaten in Thüringen.

Als Kandidaten für die Nationalverſammlung im Wahl
kreiſe Groß Thüringen ſind von der Deutſchnationalen Volks
partei aufgeſte.t worden: Staatsminiſter a. D. Dr. Delbrück,
Oberverwaltungsgerichtsrat Leutheuſer und Gutsbeſitzer
Paul Lehmann.

Könnern, 28. Deg. (Deutſchnetionagale Volks
partei.) Am Sonnabend, den 28. Dez., abends 8 Uhr, findet
in der Preußiſchen Krone eine große öffentliche Ver
ſammlung der deutſchnationalen Volkspartei, Volksverein
für Halle und Saalkreis, ſtatt. Es werden ſprechen: Eiſenbahn
betriebsſekretär Hanſen Halle und Rechtsanwalt Spilling-
Halle über: „Das neue Deutſchland und die alten Parteien“.

p. Naumburg, 23. Dez. (Fortbildungsſchule.
Einſpruch.) Dem Leiter der gewerblichen Fortbildungsſchule
Biſchoff wurde von den ſtädtiſchen Behörden der Titel Direklor
zuerkannt und ihm außerdem eine Amtszulage von 800 M. und
eine Erhöhung ſeines Wohnungsgeldes um 150 M. zuerkannt.
Die Entſchädigung der Lehrer an der Fortbildungsſchule wurde
für die Unterrichtsſtunde von 1,50 auf 8 M. erhöht. Eine Ver
ſammlung von evangeliſchen Männern und Frauen, die von über
500 Perſonen beſucht war, erhob ſchärfſten Proteſt gegen die
neue Verfügung des Kuliusminiſters Hoff

mann, eurch die den Schülern das Schulgebet verboten
Schulfeiern der religiöſe Charakter genommen, im Religions-
unterricht die Aufgabe häuslicher Arbeiten für urarſſg erklärt
den Schülern über 14 Jahre die Entſcheidung über ihre Teil-
nahme am Religionsunterricht überlaſſen wird, and dagegen, daß
dieſe Verfügung die ganze ge'etz und verfaſſungsmäßige Grund
lage des geſamten Volksſchulunterrichts in Preußen ändert.

Halle und Amgebung
Halle, 27 Dezember

Univperſitätsnachrichten. Wie wir erfahren, iſt den Privat
dozenten in der mediziniſchen Fakultät der Univerſität HalleDr. med. Friedrich Leknerdt (Kinderheilkunde), Aſſiſtent av
der Kinderpoliklinik, und Dr. med. phil. et jur. Max Kauff
mann (Neurologie und Pſychiatrie) der Titel Proſeſſor ver
liehen worden. Profeſſor Dr. Eduard Grüneiſen, Mitglied
der PhyſikaliſchTechniſchen Reichsanſtalt und Privatdozent ar
der Univerſität Berlin wurde zum a. o. Profeſſor für mathe-
matiſche Phyſik an der Univerſität Marburg als Nachfolger
von Geh. Rat W. Feußner berufen. Dr. Grüneiſen, der 1877 zu
Giebichenſtein bei Halle geboren wurde, gehört ſeit 1908
dem Lehrkörper der Fricdrich-Wilhelms- Univerſität als Privat
dozent für Phyſik an.

Akademiſches Wohnungsamt. Geheimrat Lütgert
ſchreibt uns: Jnfolge meines in der Zeitung veröffentlichten
Aufrufs erhalte ich täglich Angebote von ZJimmern, die für
Studentenwohnungen geeignet ſind. Es iſt nicht
möglich, jede Zuſchrift zu beantworten. Jndem ich meinen
beſten Dank für die in dieſen Angeboten ausgeſprochene Bereit
willigkeit ausſpreche, bitte ich, ſolche Mitteilungen nicht an mich
perſönlich, ſondern direkt an das Akademiſche Woh
nungsamt, Barfüßerſtraße 11, part., Eingang Schulſtraße,
richten zu wollen. Sie werden ſämtlich vorgemerkt und berück-
ſichtigt werden. Jch verbinde hiermit die Bitte, daß ſich die Ein
wohner unferer Stadt auch weiterhin wie bisher, bereit finden
laſſen möchten, unſere Studentenſchaft aufzunehmen.

Die Preiſe für Fiſche däniſcher Einfuhr haben, wie die
Nachrichtenabteilung des Reichsernährungsamts miltteilt, ſeit
dem 1. Dezember d. J. eine Steigerung bis zu 65 Prozent er
fahren. Da der in Dänemark gezahlte Preis gleichgeblieben iſt,
iſt der Grund für dieſe neue Preisſteigerung lediglich in dem
Sinken des Markwertes im Auslande, ſowie in den geſteie
gerten Lohnforderunngen im Jnlande zu ſuchen.

NRilitäriſche Bewerber für Beamtenſtellen. Nach einem
Erlaſſe des Eiſenbahnminiſters gilt die Vorſchrift. wonach Be
werber um Beamtenſtellen im allgemeinen das 80. Lebensja
nicht überſchritten haben ſollen, nicht für Jnhaber des Zivi
verſorgungsſcheins oder des Anſtellungsſcheins und iſt au
Kriegsteilnehmer nicht anzuwenden.

(Soldaten). Nach einem Telegrammbrief-Erlaß des Miniſters
der öffentlichen Arbeiten ſoll bei der Eiſenbahn nen eingetrete
nen Leuten, die ja en ihrer langen Abweſenheit beim Heere
den Zuſammenhang mit den Verhältniſſen in der Heimat ver
loren haben, die zweifellos mit Mehraufwendungen verbundene
Einfügung in ein geordnetes Leben erleichtert werden. Der
Miniſter beſtimmt daher,
übergegangen ſeien, daß für alle vom 1. Dezember bis 31. De
zember 1918 bei der Eiſenbahn neu eingetreten. unmittelbar
aus dem Heeresdienſt gekommene Soldaten eine ſofort zahlbare
einmalige Zuwendung von 100 Mk. bereit 22 wird.

Völſlige Einziehung der Fünfundzwanzigpfennigſtücke.

Die 2W5- Pfg. Stücke r rnicht mehr als geſcetzli ahlungsm gelten, wer
1. 1919 auch von den Reichs und Landeskaſſen als

ittel nicht mehr angenommen. hmann, n e a Dinche tgeit Umtauſch. Namentlich die aus dem Felde echrenden San
die von der angeordneten Einziehung vielleicht noch nichts wiſſen,
ſeien ausdrücklich auf das bevorſtehende Wert loswerden
der nickelnen Fünfundzwanzigpfennigſtücke aufmerkſam gemacht.

Der Verband Halliſcher Frauenvereine ſich an die
Väter von erwachſenen Töchtern in folgenden Worten: Dentſche

Euren Frauen und Töchtern von 20 an
iſt das Wahlrecht verliehen worden! Thre Stimmen werden bei
den Wahlen zur e e ar maßgebend ſeis
Frauen ſind in der Ueberzahl. es gibt etwa 3 Millionen mehr
weibliche Wähler als männliche. Wir wenden uns an die Fa
milienväter, die nicht einverſtanden ſind mit dieſer
Wollt Jhr in Eurem Unmut Eure Frauen und Töchter
halten mit der Vegründung: die Frau gehört ins Haus Be
denkt, was Jhr tut. Wer wählt, unterſtützt die Partei, der er
ſelbſt angehört. Wer ſeine Frau und Töchter aufflärt über die
Ziele ſeiner Partei und ſie für dieſe gewinnt, verſtärkt ſie um

ein Vielfaches. Partei der Gegner.Wer nicht wählt, ſtärkt die Pa
Aus der Domgemeinde. Am Silveſterabend,

6 Uhr findet im Dom eine liturgiſche Jahresſchlußfeier unter
Mitwirkung Domkirchenchors ſtatt, wozu die nde herglich
eingeladen wird.e Grudebezugsſcheine. Vom 80. Dezember d. J. di
26. Januar 1910 gelten vom Grudebezugsſchein Nr. 9 die Ab
ſchnitte 9—-16. Die Abſchnitte Nr. I--8 verlieren zit dem
29. Dezember ihre Gültigkeit.

„H. 5.“-Sportberichte
Fußballſport in Thüringen

(Eigene Drahtmeloung))
Apolba. Preußen I gegen Turnverein 1 1:0. Erfurt:

Sporikiub I gegen Sportvereinigung I 0 1. Merſeburg: V.
f. B. II gegen I S Ah f. r gegen ndorf II 1: 1. Nordhauſen: Wa gegen n 18:Am Sonntag, den 29. Dezember 5 avorit I ir
Merſeburg e V. f. B. Man darf auf den Ausgang des
Spieles geſpannt ſein.Saleſche Fußballergebniſſe. 96 I gegen Wacker I
1:0 (0 0). Wager trat in einer beſſeren Mannſchaft als am
1. Feiertag auf den Platz. Der Kampf wogte hin und her. Die
96er Aufſtellung bewährte ſich. Vock, Elsner und Burghardt
zeigten famoſes Kö,nnen. Ebenſo der linke Sturm, von dem der
Linksaußen nach der Halbzeit das Tor erzielde. Sonſt zeigte der

Sturm einige Schwächen. t.Wacker N gegen V. f. B. Merſeburg I ſpielten T1. Feiertag im Olympiapark. Die Wackermannſchaft trat mit
Erſatz an, dem man die fehlende Uebung anmerkte. f. v.
zeigte outes Können. Der Platz war dem Spiel nicht dünſtig.
Das Spiel verlief un entſchieden. 3 3. t.Sportverein 98 1 fr. Hohengzollern) gegen t
ruſſia l 4:1. Von Anfang an war 88 überlegen im Sp
und ging im flotten Tempo zum Angriff über. Sleich nach Be
ginn fiel das erſte Tor. Boruſſia zeigte unermüdlichen Eifer,
konnte aber gegen das Können des F. C. 88 ſich nicht b

Sportfreunde 1 gegen Favorit T 5:0.
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